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NS-Entschädigung: Der Zeitplan ist gefährdet 

Quelle: http://www2.tagesspiegel.de/archiv/2000/05/23/ak-po-de-
35825.html 
Aktuell :: Politik :: Deutschland Der Tagesspiegel vom 24. Mai 2000 

NS-Entschädigung: Der Zeitplan ist gefährdet 
Keine Einigung über Rechtssicherheit für deutsche 
Firmen in den USA.
SPD-Politiker nennt Situation ernst 
Ch.B. 

Die für den 1. Juni in Berlin geplante feierliche Unterzeichnung 
des deutsch-amerikanischen Abkommens über die 
Entschädigung von NS-Zwangsarbeitern und Rechtsschutz für 
deutsche Unternehmen ist geplatzt. Stattdessen soll nun auf 
Arbeitsebene eine weitere Verhandlungsrunde die Hürden 
ausräumen. Dies bestätigten die beiden Unterhändler, US-
Vizefinanzminister Stuart Eizenstat und Otto Graf Lambsdorff, 
nach der jüngsten Verhandlungsrunde in Washington am 
späten Montagabend. Nachdem über die Rechtssicherheit 
wieder keine Einigung erzielt wurde, wird es immer 
unwahrscheinlicher, dass das Stiftungsgesetz im Sommer den 
Bundestag passiert. Der innenpolitische Sprecher der SPD-
Fraktion, Dieter Wiefelspütz, sprach von einer "ernsten 
Situation". Er sei enttäuscht von der Verhandlungshaltung der 
Amerikaner. Deren finanzielle Vorstellungen bei der 
Zwangsarbeiter-Entschädigung habe die deutsche Seite 
"übererfüllt". "Die Rechtssicherheit ist jetzt eine Bringschuld 
der USA", sagte Wiefelspütz dem Tagesspiegel. Solange es die 
nicht gebe, könne es auch mit dem Stiftungsgesetz nicht 
vorangehen. 

Derzeit sieht Wiefelspütz kaum eine Chance, dass der 
Gesetzentwurf noch vor der parlamentarischen Sommerpause 
verabschiedet wird. Damit sei auch die rasche Auszahlung des 
Geldes an die noch lebenden NS-Opfer gefährdet. In deren 
Sinne sollten die Interessenverbände jetzt Druck auf die USA 
machen, forderte der rechtspolitische Sprecher der Grünen, 
Volker Beck. Die Grundlagen für ein Abkommen müssten 
stimmen. Dazu gehöre die von Washington versprochene 
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Rechtssicherheit. Während bei den Politikern überwiegend 
Enttäuschung herrschte, zeigte sich die Stiftungsinitiative der 
deutschen Wirtschaft weniger skeptisch. Deren Sprecher 
Wolfgang Gibowski sagte im Gespräch mit dem Tagesspiegel, 
es gebe zwar noch bei der Frage der Rechtssicherheit kein 
Endergebnis. Doch sei man in Washington ein gutes Stück 
vorangekommen. 

Gibowski betonte allerdings mit Blick auf den Deutschland-
Besuch von US-Präsident Bill Clinton: "Von Terminen können 
wir uns nicht unter Druck setzen lassen." Noch sei das 
amerikanische Angebot einer Rechtssicherheit für deutsche 
Unternehmen gegen weitere Klagen in den USA "nicht gut 
genug". Eine Regelung müsse auf jeden Fall auch in der 
Zukunft Bestand haben. Gibowski geht dennoch davon aus, 
dass es eine Einigung geben werde. Der Knackpunkt beim 
Schutz vor weiteren Schadensersatzklagen ist aus deutscher 
Sicht, dass der Entwurf bislang politisch und juristisch nicht 
eindeutig genug formuliert ist. Dem Vernehmen nach fürchtet 
Washington seinerseits Klagen von US-Bürgern, weil ihnen der 
Rechtsweg beschnitten wird. Einen Durchbruch gab es in 
Washington bei der Frage deutscher Reparationen. Lambsdorff 
akzeptierte einen US-Entwurf für den entsprechenden Passus 
im deutsch-amerikanischen Regierungsabkommen. Demnach 
wird keine neue Rechtslage geschaffen; die USA halten 
an ihrem theoretischen Anspruch auf deutsche 
Reparationszahlungen fest. Washington verpflichtet 
sich indes, solche Ansprüche nicht geltend zu machen. 
"Die Vereinigten Staaten werden keine 
Reparationsforderungen gegen Deutschland erheben", heißt 
es in Artikel 3 des Entwurfs, der dem Tagesspiegel vorliegt. 
Der deutsche Botschafter in den USA, Jürgen Chrobog, nannte 
den US-Vorschlag "zufriedenstellend und akzeptabel". 

Derweil fehlen der Stiftungsinitiative noch rund zwei der 
versprochenen fünf Milliarden Mark für den 
Entschädigungsfonds. Weitere fünf Milliarden kommen von der 
öffentlichen Hand. Zwar beteiligen sich täglich 30 bis 40 neue 
Unternehmen am Fonds, doch noch weigern sich viele Firmen 
zu zahlen. Deshalb macht die Initiative Druck auf die 
Unwilligen. In Anzeigenkampagnen werden die Betriebe 
genannt, die sich am Fonds beteiligen. Gleichzeitig werden die 
Nicht-Genannten aufgefordert, der Initiative beizutreten. Der 
Zentralrat der Juden in Deutschland hat derweil mit 
rechtlichen Schritten gedroht, falls der greifbar nahe 
Kompromiss wegen mangelnder Zahlungsmoral der Firmen 
nicht zu Stande kommt.
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